Preußiſche Geſetzſammlung 


(Nr. 11221.) Geſetz über die Reinigung öffentlicher Wege. Vom 1. Juli 1912. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen z, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


N 

Die polizeimäßige Reinigung öffentlicher Wege einſchließlich der Schnee⸗ 
räumung, des Beſtreuens mit abftumpfenden Stoffen und des Beſprengens zur 
Verhinderung von Staubentwicklung liegt, ſoweit hierzu nicht ein anderer nach 
den Beſtimmungen dieſes Geſetzes verpflichtet iſt, als eine von der Ortspolizei⸗ 
behörde erzwingbare öffentliche Laſt derjenigen Gemeinde ob, zu deren Bezirk der 
Weg gehört. Jedoch fällt die polizeimäßige Reinigung der einen Beſtandteil 
öffentlicher Wege bildenden Brücken, Durchläſſe und ähnlichen Bauwerke unter⸗ 
halb der Oberfläche des Weges dem zu ihrer Unterhaltung öffentlich- rechtlich 
Verpflichteten zur Laſt. 

Die polizeimäßige Reinigung beſchränkt ſich auf Wege, die überwiegend 
dem inneren Verkehr der Ortſchaft dienen. Welche Wege außerhalb der ge⸗ 
ſchloſſenen Ortslage als überwiegend dem inneren Verkehr der Ortſchaft dienend 
anzuſehen find, wird durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen oder 
in Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern durch Beſchluß des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes feſtgeſtellt. Der Beſchluß wird auf Antrag der Ortspolizeibehörde nach 
Anhörung derjenigen gefaßt, welche als Reinigungspflichtige in Betracht kommen, 
und ift dieſen, ſofern fie Einwendungen erhoben haben, ſowie der Ortspolizei⸗ 
behörde zuzuſtellen. 

Eine geſchloſſene Ortslage iſt nur inſoweit als vorhanden anzuſehen, als 
die Wohnhäuſer im weſentlichen in räumlichem Zuſammenhange liegen. Einzelne 
unbebaute Bauftellen unterbrechen nicht den Zuſammenhang, wohl aber feld⸗ oder 
forſtwirtſchaftlich genutzte Flächen. 

Soweit die Pflicht zur polizeimäßigen Reinigung beſteht, tritt die Pflicht 
des Wegebaupflichtigen zur Reinhaltung der Wege aus Verkehrsrückſichten nicht ein. 
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8 2. 

Die Ortspolizeibehörde hat ſich hinſichtlich der Art, des Maßes und der 
räumlichen Ausdehnung der polizeimäßigen Reinigung mit ihren Anforderungen 
innerhalb der Grenzen des unter Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe Not⸗ 
wendigen zu halten. i 

§ 3. 

Ortliche Geſetzesvorſchriften, Obſervanzen und beſondere öffentlich⸗rechtliche 
Titel über die polizeimäßige Reinigung öffentlicher Wege werden aufrechterhalten, 
ſofern fie nicht dem § 1 Abſ. 1 Satz 2 zuwiderlaufen. 

Die Entſtehung neuer, den Beſtimmungen des § 1 zuwiderlaufender Ob- 
ſervanzen oder beſonderer öffentlich⸗rechtlicher Titel iſt unbeſchadet der Beſtimmung 
des § 6 ausgeſchloſſen. 

§4. 

Die Gemeinden ſind berechtigt, innerhalb ihres Gemeindebezirkes die einem 
anderen obliegende Verpflichtung zur polizeimäßigen Reinigung öffentlicher Wege 
($ 3) ganz oder teilweiſe durch Ortsſtatut zu übernehmen. 


§ 5. 

Durch ein unter polizeilicher Zuſtimmung zu erlaſſendes Ortsſtatut kann 
die Verpflichtung zur polizeimäßigen Reinigung öffentlicher Wege ($$ 1 bis 4) 
ganz oder teilweiſe für die ganze geſchloſſene Ortslage, einzelne Teile derſelben, 
einen oder mehrere beſtimmte in ihr belegene Wege oder Wegeteile den Eigen⸗ 
tümern der angrenzenden Grundſtücke oder einzelnen Klaſſen derſelben auferlegt 
werden. 

Den Eigentümern können ſolche zur Nutzung oder zum Gebrauch dinglich 

Berechtigte gleichgeſtellt werden, denen nicht bloß eine Grunddienſtbarkeit oder 
eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit zuſteht. Jedoch iſt es ſtatthaft , den 
Eigentümern die Wohnungsberechtigten (§ 1093 Bürgerlichen Geſetzbuchs) gleich⸗ 
uſtellen. 
i Die Genehmigung (Beſtätigung) eines Ortsſtatuts ſoll verſagt werden, 
wenn das Ortsſtatut eine Überbürdung der darin für verpflichtet Erklärten zur 
Folge haben würde, oder wenn dieſen durch das Ortsſtatut Leiſtungen übertragen 
werden ſollen, die nach den örtlichen Verhältniſſen zweckmäßiger durch die Ge⸗ 
meinde bewirkt werden können. 


§ 6. 

Hat für den zur polizeimäßigen Reinigung Verpflichteten ein anderer der 
Ortspolizeibehörde gegenüber mit deren Zuſtimmung durch ſchriftliche oder proto⸗ 
kollariſche Erklärung die Ausführung der Reinigung übernommen, ſo iſt er zur 
polizeimäßigen Reinigung öffentlich⸗rechtlich verpflichtet. Die Zuſtimmung der 
Ortspolizeibehörde iſt jederzeit widerruflich. 


„ 


Solange die Verpflichtung des anderen beſteht, darf die Ortspolizeibehörde 
ſich nur an ihn wegen der polizeimäßigen Reinigung halten. 


8 

Inſoweit an einen öffentlichen Weg mehrere Gemeindebezirke anſtoßen und 
nicht nachweislich die Gemeindegrenze längs der einen Seite des Weges hinläuft, 
liegt die Verpflichtung zur polizeimäßigen Reinigung den angrenzenden Gemeinden 
oder den an ihrer Stelle nach $$ 3, 5 dieſes Geſetzes Verpflichteten gemein⸗ 
ſchaftlich ob. Iſt jedoch gemäß § 3 jemand für einen ſolchen Weg oder Wege⸗ 
teil allein reinigungspflichtig, fo hat es hierbei fein Bewenden. 

Über das Anteilsverhältnis an der gemeinfchaftlichen Reinigungspflicht und 
über deren Erfüllung iſt von den Verpflichteten unter Zuſtimmung der Orts⸗ 
polizeibehörde eine Vereinbarung zu treffen. Kommt eine ſolche nicht zuſtande, 
ſo hat der Kreisausſchuß, wenn aber einer der in Betracht kommenden Gemeinde 
bezirke der Bezirk einer Stadtgemeinde iſt, der Bezirksausſchuß nach Anhörung 
der Verpflichteten und der Ortspolizeibehörde die erforderliche Regelung zu 


beſchließen. 
§8. 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden auf ſelbſtändige Gutsbezirke ent⸗ 
ſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß für fie Ortsſtatuten ($$ 4, 5) auf 
Antrag des Gutsvorſtehers nach Anhörung des Gutsbeſitzers und der zu Belaſtenden 
von dem Kreisausſchuß erlaſſen werden können. Die Ortsſtatuten bedürfen der 
Beſtätigung durch den Bezirksausſchuß, deſſen Beſchluß endgültig iſt. 


9 

Ortsſtatuten, die bereits vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes erlaſſen find, 
werden aufrechterhalten, wenn fie den $$ 4, 5, 8 entſprechen. Iſt dies nicht 
der Fall, ſo müſſen in dieſer Beziehung beſtehende Mängel bis zum Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes beſeitigt ſein. 

$ 10. 

Soweit ein kommunalfreier öffentlicher Weg in einem kommunalfreien 
Grundſtücke liegt, iſt in Ermangelung eines nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
ſonſt Verpflichteten der Eigentümer dieſes Grundſtückes zur polizeimäßigen Reini⸗ 
gung verpflichtet. 

Falls an einen öffentlichen Weg mehrere kommunalfreie Grundſtücke oder 
ſolche und Gemeinde- (Gut) Bezirke anſtoßen, findet $ 7 ſinngemäße Anwendung. 


i 

Gegen polizeiliche Verfügungen über die polizeimäßige Reinigung der 
öffentlichen Wege finden die Rechtsmittel der §9 127, 128 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) ſtatt. 


ee U ee 


Streitigkeiten der Beteiligten darüber, wem von ihnen die öffentlich⸗recht⸗ 
liche Verpflichtung zur polizeimäßigen Reinigung eines öffentlichen Weges obliegt, 
ſind im Verwaltungsſtreitverfahren zu entſcheiden. Zuſtändig iſt der Kreisaus⸗ 
ſchuß, in Stadtkreiſen oder in Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern der 
Bezirksausſchuß. 

§ 12. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1913 in Kraft. Jedoch können Beſchlüſſe 
gemäß § 1 Abſ. 2, § 4, § 5, §7 Abſ. 2, § 8, § 9, § 10 Abſ. 2 ſogleich nach 
Verkündung des Geſetzes im voraus gefaßt und die dadurch etwa erforderlich 
werdenden verwaltungsgerichtlichen Entſcheidungen getroffen werden. 


a 9135 
Die Ausführung dieſes Geſetzes iſt den zuſtändigen Miniſtern übertragen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 1. Juli 1912. 


(L. S.) | Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. 
v. Trott zu Solz. v. Heeringen. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. 
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